
Texte zu § 9

§ 53 ZPO Prozessunfähigkeit bei Betreuung oder Pflegschaft

Wird in einem Rechtsstreit eine prozessfähige Person durch einen Betreuer oder Pfleger ver-
treten, so steht sie für den Rechtsstreit einer nicht prozessfähigen Person gleich.

noch nicht erworben worden ist.

§ 54 ZPO Besondere Ermächtigung zu Prozesshandlungen

Einzelne Prozesshandlungen, zu denen nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts eine
besondere Ermächtigung erforderlich ist, sind ohne sie gültig, wenn die Ermächtigung zur Pro-
zessführung im allgemeinen erteilt oder die Prozessführung auch ohne eine solche Ermächtigung
im allgemeinen statthaft ist.

§ 56 ZPO Prüfung von Amts wegen

(1) Das Gericht hat den Mangel der Parteifähigkeit, der Prozessfähigkeit, der Legitimation eines
gesetzlichen Vertreters und der erforderlichen Ermächtigung zur Prozessführung von Amts wegen
zu berücksichtigen.

(2) Die Partei oder deren gesetzlicher Vertreter kann zur Prozessführung mit Vorbehalt der Besei-
tigung des Mangels zugelassen werden, wenn mit dem Verzug Gefahr für die Partei verbunden
ist. Das Endurteil darf erst erlassen werden, nachdem die für die Beseitigung des Mangels zu
bestimmende Frist abgelaufen ist.

§ 57 ZPO Prozesspfleger

(1) Soll eine nicht prozessfähige Partei verklagt werden, die ohne gesetzlichen Vertreter ist, so hat
ihr der Vorsitzende des Prozessgerichts, falls mit dem Verzug Gefahr verbunden ist, auf Antrag
bis zu dem Eintritt des gesetzlichen Vertreters einen besonderen Vertreter zu bestellen.

(2) Der Vorsitzende kann einen solchen Vertreter auch bestellen, wenn in den Fällen des § 20 eine
nicht prozessfähige Person bei dem Gericht ihres Aufenthaltsortes verklagt werden soll.

§ 58 ZPO Prozesspfleger bei herrenlosem Grundstück oder Schiff

(1) Soll ein Recht an einem Grundstück, das von dem bisherigen Eigentümer nach § 928 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs aufgegeben und von dem Aneignungsberechtigten noch nicht erwor-
ben worden ist, im Wege der Klage geltend gemacht werden, so hat der Vorsitzende des Pro-
zessgerichts auf Antrag einen Vertreter zu bestellen, dem bis zur Eintragung eines neuen Eigentü-
mers die Wahrnehmung der sich aus dem Eigentum ergebenden Rechte und Verpflichtungen im
Rechtsstreit obliegt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn im Wege der Klage ein Recht an einem eingetragenen Schiff
oder Schiffsbauwerk geltend gemacht werden soll, das von dem bisherigen Eigentümer nach § 7
des Gesetzes über Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken vom 15. November
1940 (RGBl. I S. 1499) aufgegeben und von dem Aneignungsberechtigten noch nicht erworben
worden ist.
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